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Einleitung

Eigentlich hätte dies eine Arbeit über »Radikale im öffentlichen Dienst« 
werden sollen – eine Geschichte des Radikalenbeschlusses von 1972 und 
der »Berufsverbote« der siebziger Jahre, beginnend vielleicht mit dem 
Jahr 1966, als Rudi Dutschke zum langen Marsch durch die Institu-
tionen aufrief. Nun setzt die vorliegende Studie nicht erst mit der Pro-
testbewegung der sechziger Jahre ein, sondern in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit, das heißt mit den Berufsverboten, die im Zuge der Ent-
nazifizierung gegen ehemalige Bedienstete des Dritten Reiches und an-
dere NS-Funktionseliten ausgesprochen wurden. Der wichtigste Grund 
dafür lautet, dass in den Debatten der siebziger Jahre zwei sehr gegen-
sätzliche Vorgeschichten des Radikalenbeschlusses kursierten, die es auf 
ihren Realitäts gehalt zu überprüfen galt: Idealtypisch ließe sich von 
einem »antitota litären« und einem »antifaschistischen« Narrativ spre-
chen. Beide Erzählungen kreisen im Kern um die Frage, ob die nach 1945 
gezogenen »Lehren aus der Geschichte« auf dem Gebiet des Staats- und 
Verfassungsschutzes in der Form, wie sie nach 1972 praktiziert wurden, 
richtig oder falsch waren.

Das Gros der politisch Verantwortlichen in CDU/CSU und SPD/
FDP deutete den Radikalenbeschluss als »antitotalitäre« Selbstver-
ständlichkeit. Die »streitbare Demokratie« bundesdeutscher Prägung 
sei ein zentrales Anliegen der Verfassungsväter gewesen: »Keine Re-
volutionäre mit Pensionsanspruch !« Die Weimarer Republik habe es 
versäumt, sich gegen »Extremisten« jeglicher Couleur zu schützen, 
und sei daran zugrunde gegangen. In der Bundesrepublik habe deshalb 
von Anfang an – und als logische Lehre aus der Geschichte – ein an-
titotalitärer Konsens bestanden, in ausdrücklicher Abgrenzung zu den 
beiden deutschen Diktaturen. Vom Adenauererlass des Jahres 1950, 
der erstmals Kommunisten und Neonazis aus dem Staatsapparat ge-
drängt habe, über die Verbote der Sozialistischen Reichspartei (SRP) 
und der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) in den fünfziger 
Jahren bis hin zum »Extremistenbeschluss« des Jahres 1972 sei das in 
dieser Hinsicht vollkommen unzweideutige Grundgesetz ganz »selbst-
verständliche Grundlage der Politik aller demokratischer Parteien« 
gewesen, schrieb Helmut Kohl anlässlich des 25-jährigen Verfassungs-
jubiläums von 1974. Dabei sei nicht nur die »Geltung« des Konsenses 
»völlig unbestritten« gewesen, sondern »auch seine politische Rich-
tigkeit« und die »moralische Gültigkeit der ihm zugrunde liegenden 



8

einleitung

Werte«1. Erst seit Ende der sechziger Jahre, unter dem Eindruck verfas-
sungsfeindlicher Kräfte in der nachrückenden Generation, hätten sich 
Teile der Sozialdemokratie von diesem Konsens verabschiedet.

Die »antifaschistische« Deutung des Radikalenbeschlusses war die der 
»Verfassungsfeinde« selbst beziehungsweise derjenigen, die sich auf die 
eine oder andere Weise mit ihnen solidarisierten. Für sie war die Rede 
von der streitbaren Demokratie als einer Lehre aus der Geschichte Ideo-
logie, ein pseudodemokratisches Schutzmäntelchen, das mehr schlecht 
als recht verdecke, dass die »BRD« den gleichen Antikommunismus 
pflege wie vor ihr das faschistische Deutschland. 1945 sei dies noch an-
ders gewesen. Da habe ein antifaschistischer Grundkonsens bestanden, 
der in den Beratungen des Parlamentarischen Rates noch spürbar gewe-
sen sei und sich auch in den Formulierungen des Grundgesetzes wie-
derfinde. Erst im Zeichen des Kalten Krieges und mit Unterstützung 
der Amerikaner (»McCarthyismus«) habe der antifaschistische Konsens 
einem neuen, vermeintlich antitotalitären Konsens Platz gemacht, der 
in Wirklichkeit auf dem rechten Auge blind sei. Gleichzeitig habe eine 
umfassende politische, ökonomische und nicht zuletzt personelle Res-
tauration stattgefunden. Sichtbarstes Zeichen hierfür seien nicht nur die 
vielen alten Nazis in den Parteien und in höchsten Staatsämtern. Auch 
der Umstand, dass in Verwaltungsgerichten und Verfassungsschutzbe-
hörden Leute mit brauner Vergangenheit die Dreistigkeit besäßen, Zwei-
fel an der Verfassungstreue anderer zu äußern, spreche Bände: »Man 
darf es sagen, sooft man will«, hob Peter Schneider in einem Tatsachen-
roman über das »unerwartete Anschwellen der Personalakte« eines lin-
ken Lehrers hervor: »Ehemalige Nazijuristen, die damals den Nazistaat 
geschützt haben, sind dabei, wenn jetzt die Verfassung vor uns geschützt 
werden soll.« Und die Politik tue so, als sei ihr das völlig egal: »kein 
Dementi, keine Verleumdungsklage, keine parlamentarische Anfrage !«2 
Der »Radikalenerlass« stand in dieser Lesart für einen »Rückfall in den 
Kalten Krieg«, und wie damals richteten sich die »Berufsverbote« nicht 
etwa gegen die Feinde der Demokratie, sondern gegen »fortschrittliche 
Demokraten«, die verfolgt und diskriminiert würden, weil sie konse-
quent – und seit Ende der sechziger Jahre mit wachsendem Erfolg – für 
eine politische und soziale Demokratisierung einträten. Sie seien es, die 

1 Helmut Kohl, 25 Jahre Grundgesetz, Augsburger Allgemeine, 11. 1. 1974. Der Les-
barkeit halber wurden zitierte Texte in die neue Rechtschreibung überführt und 
Druckfehler korrigiert.

2 Schneider, Verfassungsfeind, S. 50.
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das Grundgesetz verteidigten. Die wahren Verfassungsfeinde säßen im 
»Repressionsapparat« selbst.

In den siebziger Jahren klangen solche Vorhaltungen in den Ohren 
vieler polemisch. Aber wie sah es in der Frühzeit der Bundesrepublik aus, 
als sämtliche aus den alliierten Internierungslagern zurück in den Staats-
dienst strömenden Funktionseliten unterhalb der Reichsführerebene re-
habilitiert wurden? Waren diese Staatsdiener wirklich alle politisch und 
fachlich geeignet, ihren Dienst in einem demokratischen Gemeinwesen 
zu verrichten? Musste nicht wenigstens der eine oder andere unter ihnen 
als ein Sicherheitsrisiko gelten?

Folgt man der Zeitgeschichtsschreibung der siebziger Jahre, so stellte 
sich diese Frage in den Jahren 1949/50 überhaupt nicht, da »die mehr 
oder minder belasteten Nationalsozialisten zunächst ausgeschlossen wa-
ren«, wie etwa Theodor Eschenburg in einem von Richard Löwenthal 
und Hans-Peter Schwarz edierten, gleichsam großkoalitionären Sam-
melband zum 25-jährigen Bestehen der »zweiten Republik« versicherte. 
Dem Politologen und Mitherausgeber der Vierteljahrshefte für Zeitge-
schichte zufolge ging es in der Frühzeit der Bundesrepublik »nicht wie in 
der Weimarer Republik um das Problem der Verfassungszuverlässigkeit«: 
»Sie konnte unterstellt werden.«3 Auch Rudolf Morsey schrieb 1977 über 
die Personalpolitik des Bundes 1949 /50, dass »[d]amals noch Konsens 
bestand, die ›nötigen Lehren gegenüber allen denjenigen zu ziehen, die 
an der Existenz unseres Staates‹ rüttelten – wie es in der Regierungserklä-
rung Adenauers vom 20. September 1949 geheißen hatte«4.

Als eindeutiger Beleg hierfür galt beiden der Adenauererlass vom 
19. September 1950. Tatsächlich hatte dieser – von der SPD-Bundestags-
fraktion im Grundsatz mitgetragene – Kabinettsbeschluss daran erinnert, 
dass sich jeder öffentlich Bedienstete einer »schweren Pflichtverletzung« 
schuldig machte, sobald er oder sie an »Bestrebungen gegen die freiheit-
liche demokratische Staatsordnung teilnimmt, sich für sie betätigt oder 
sie sonst unterstützt«. Grundlage des Erlasses war ein Paragraph des 
gerade erst verabschiedeten Vorläufigen Bundespersonalgesetzes, dem 
zufolge sich alle Bediensteten »durch ihr gesamtes Verhalten zur demo-
kratischen Staatsauffassung zu bekennen« hatten. Wen man dabei vor 
Augen hatte, war einer Liste zu entnehmen, die dem Erlass beigefügt 
war. An erster Stelle stand die KPD, gefolgt von neun Organisationen 
aus ihrem Umfeld, darunter die Vereinigung der Verfolgten des Nazi-

3 Eschenburg, Rückhalt, S. 86.
4 Morsey, Beamtenpolitik, S. 237.
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regimes (VVN). Außerdem enthielt sie zwei neonazistische Splitterpar-
teien, darunter die SRP5.

Insofern konnte der Adenauererlass also eindeutig als »antitotalitär« 
gelten. Aber konnte er wirklich eine antitotalitäre »Lehre aus der Ge-
schichte« sein? Denn wenn er wirklich eine solche Lehre darstellen sollte, 
weshalb verbannte er dann all jene Bediensteten komplett aus seinem 
Blickfeld, die zwar nicht in einer der gelisteten Organisationen aktiv 
waren, aber wenige Jahre zuvor mitgeholfen hatten, die Erste Republik 
in ein Drittes Reich zu verwandeln? Kam keiner der an der Genese des 
Adenauererlasses beteiligten Akteure auf die Idee, dass auch in der fast 
ausnahmslosen Wiederverwendung einstiger NS-Funktionseliten ein Ri-
siko für den Bestand der jungen Demokratie liegen könnte?

Die sich im Laufe der Recherchen herauskristallisierende Arbeits-
hypothese lautete, dass dies sehr wohl der Fall war. Einer der wenigen 
Zeitgenossen, die diese Ansicht ebenfalls vertraten und sich deshalb ver-
gleichsweise offen gegen die in der westdeutschen Staatsrechtslehre und 
Zeitgeschichte herrschende Meinung stellten, war der französische Poli-
tologe Alfred Grosser. Als er Mitte der siebziger Jahre im westdeutschen 
Fernsehen gefragt wurde, weshalb es nur in der Bundesrepublik einen 
Beschluss gegen Radikale im Staatsdienst gäbe, antwortete Grosser, der 
1933 als Jude nach Frankreich emigriert war, dass er bei der Beantwor-
tung der Frage ausnahmsweise »nicht über die DDR sprechen« möchte, 
sondern von der »Vergangenheit, denn damit hängt vieles zusammen«. In 
der Bundesrepublik sei die Lage »eine andere« als in Frankreich, wo »je-
der von extrem links bis extrem rechts ›Stalingrad‹ für den Namen eines 
Sieges« halte. Und dieser Sieg der Sowjetunion »bedeutete Befreiung für 
das französische Volk, in dem Kommunisten und Nicht-Kommunisten 
und Anti-Kommunisten zusammen gegen den nationalsozialistischen 
Faschismus kämpften«. Diesseits des Rheins fehlten solche Assoziatio-
nen völlig, »weil man, zuerst einmal, sich daran erinnert, dass die KPD 
nicht gerade zum Triumph der Demokratie in Weimar beigetragen hat, 
und weil man an die DDR denkt«. Aber das Verhalten der KPD/SED 
sei nicht das Entscheidende. Viel schwerer wiege die »Unfähigkeit, mit 
der Vergangenheit ins Klare zu kommen: Man will nicht wissen, dass 
auch Kommunisten für, ich möchte sagen, das ethische Deutschland 
gekämpft haben, während viele von denen, die heute wunderbar demo-
kratisch eingestellt sind, zumindest keine Gegner des unguten, des an-
tidemokratischen, des faschistischen Deutschlands gewesen sind. Diese 

5 In: Frisch, Extremistenbeschluss, S. 142 f.
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Gewissensstellung der Vergangenheit gegenüber ist der wundeste Punkt 
der nicht bewältigten Vergangenheit in der Bundesrepublik.«6

Was diese doppelte Verdrängung in den Augen des Politologen brisan-
ter machte als andere, war nicht ihre moralische Dimension, die darin 
bestand, dass man in der Bundesrepublik weder des kommunistischen 
Widerstands noch der 27 Millionen sowjetischen Toten gedachte, wäh-
rend ein Gutteil der an Verfolgung und Vernichtungskrieg beteiligten 
Westdeutschen auch für diesen »Dienst am Vaterland« eine Pension be-
zog. Entscheidend war für ihn, dass sich die westdeutsche Gesellschaft 
mit dieser Verdrängungsleistung daran hinderte, den vergangenheitspoli-
tischen Kern des Radikalenproblems zu erkennen. So wurde in den sieb-
ziger Jahren zwar unablässig über die aus Weimar und der NS-Vergan-
genheit zu ziehenden Lehren gestritten, doch blieb die Debatte in zwei 
zentralen Fragen viel zu abstrakt, als dass sie zu einer rationalen Lösung 
des Problems, mithin also zu einem historischen Lernprozess, hätte bei-
tragen können: Inwiefern waren nicht nur Mitglieder der NSDAP und 
der KPD, sondern auch und gerade Menschen ohne Parteimitgliedschaft 
für den Niedergang Weimars und die Menschheitsverbrechen des Drit-
ten Reiches verantwortlich? Und wie konnte Westdeutschland zu einer 
freiheitlichen Demokratie werden, obwohl ein Großteil der einstigen 
demokratiepolitischen Versager nach kurzer Unterbrechung weiterma-
chen durfte?

Tatsächlich hatte der »antitotalitäre Konsens«7, wie er mit dem Ade-
nauererlass vom 19. September 1950 erstmals parteiübergreifend formu-
liert worden war, neben seiner bekannten und gut sichtbaren Seite – der 
Designation von Kommunisten und Neonazis als Demokratiefeinde per 
definitionem – noch eine zweite bedeutsame Seite. Diese besagt, dass 
ehemalige NS-Bedienstete über jeden Zweifel an der politischen Eig-
nung erhaben sind, solange sie sich von neonazistischen Parteien fern-
halten. Das glaubten Demokraten wie Adenauer zwar nicht wirklich, 
doch waren sie im Verein mit den Alliierten der Ansicht, so argumentie-
ren zu müssen, wenn sie die NS-Funktionseliten als Verbündete halten 
wollten – und zwar auch und gerade dann, wenn sie trotz ihrer Schreib-
tischtäterschaft Spitzenpositionen bekleideten wie Hans Globke8. Aus 
dieser Perspektive betrachtet wurde Letzterer nicht etwa wegen seiner 
Belastung selbst zum bevorzugten Zielobjekt kommunistischer Propa-

6 Abgedruckt in: päd.extra, Nr. 21 /22, 1975, S. 11 f.
7 Vgl. z. B. Thränhardt, Demokratie, S. 142.
8 Vgl. auch Rogers, Restoring.



12

einleitung

ganda, sondern weil er von Adenauer unter ausdrücklicher Duldung der 
Alliierten als Symbol des Bündnisses der demokratischen Minderheit mit 
der belasteten Mehrheit aufgebaut worden war. Seine Entlassung hätte 
den »historischen Kompromiss« bundesdeutscher Prägung, der sich seit 
1948 abzeichnete, grundsätzlich in Frage gestellt und wäre somit selbst zu 
einem Sicherheitsproblem ersten Ranges geworden. Verdrängt wurden 
stattdessen Personen aus dem Umfeld der KPD, auch weil diese sich als 
einzige größere Partei nicht an die Sprachregelung vom September 1950 
hielt, sondern auf dem »Geist des Potsdamer Abkommens« vom August 
1945 beharrte. So lautet jedenfalls die erste These, die in dieser Studie be-
legt werden soll.

Eine zweite These gilt der Restaurationskritik der frühen Adenauer-
Ära. Diese beschränkte sich nicht auf die Kommunisten und einige we-
nige, in der Regel aus dem Widerstand stammende Intellektuelle wie 
Eugen Kogon oder Walter Dirks, der im September 1950 in den Frank-
furter Heften seinen oft zitierten Text über den »restaurative[n] Cha-
rakter der Epoche«9 veröffentlichte. Vielmehr lässt sich bei genauerer 
Betrachtung auch und gerade in den Institutionen des Rechtsstaats und 
der parlamentarischen Demokratie jene Kritik am Restaurationskurs des 
Bundeskanzlers identifizieren, die Hans-Peter Schwarz im Rückblick 
durchaus treffend als »misstönendes Möwenkrächzen« beschrieben hat, 
wie es die »Fahrt eines großen Schiffes«10 immer begleite, ohne Einfluss 
auf den eingeschlagenen Kurs nehmen zu können. Beispielhaft sei hier 
auf den in der Sache federführenden Bundesinnenminister Gustav Hei-
nemann (CDU) verwiesen. Entgegen der verzerrenden Darstellung des 
Kanzlers trat Heinemann, der im Dritten Reich bei der Herstellung ver-
botener Flugblätter geholfen hatte und nur durch große Vorsicht einer 
Verhaftung entgangen war, 1950 ja nicht aus moralischen, sondern aus 
sicherheitspolitischen Gründen zurück. Das einstige Mitglied der Be-
kennenden Kirche hielt den Staatsapparat für viel zu wenig gefestigt, als 
dass er bereits wieder bewaffnet werden durfte. Tat man es dennoch, sei 
es schlechterdings »nicht abzuwenden«, dass »die Remilitarisierung die 
Renazifizierung nach sich ziehen« werde11.

Eine dritte These lautet denn auch, dass innerhalb des bis heute viel 
beschworenen antitotalitären Konsenses ein fundamentaler Dissens be-
stand. Dieser betraf mindestens zwei jener Lehren, die aus der Vergan-

 9 Vgl. Dirks, Charakter; zum Restaurationsbegriff vgl. Kocka, Neubeginn; Fröh-
lich, Restauration; Kritidis, Opposition.

10 Schwarz, Ära, S. 447 f.
11 Kabinettsprotokolle, 9. 10. 1950, Dok. 64.
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genheit gezogen werden sollten: Strittig war zum einen die Frage, ob die 
Schutzmaßnahmen neben den ohnehin wenig zahlreichen Kommunisten 
und Neonazis nicht auch die vielen reinkorporierten NS-Bediensteten 
erfassen sollten, »die in amtlichen Funktionen in Erscheinung« traten, 
ohne den »ehrlichen Willen« zu haben, »überhaupt Diener des demo-
kratischen Staates zu sein«. Der Bundestagsabgeordnete Otto Heinrich 
Greve (SPD), der 1938 selbst aus dem Justizdienst entlassen worden war, 
empfand diesen Tatbestand als »[v]iel schlimmer und viel gefährlicher« 
als »Untergrundbewegungen« oder die »Verächtlichmachung der Repu-
blik« durch Neonazis. Noch im März 1950 brachte er im Auftrag sei-
ner SPD-Fraktion einen Gesetzentwurf »zum Schutze der Demokratie« 
ein, der auf der Überzeugung basierte, dass die »Feinde der Demokratie 
auch in den Organen unseres Staates selbst sitzen«12. Dissens bestand 
zum anderen im Hinblick auf die Frage, ob bestimmte Personengrup-
pen vor einer allzu leichtfertigen Säuberung geschützt werden sollten. 
So hätte Heinemann den Adenauererlass lieber ohne die VVN gesehen. 
Und die SPD bemühte sich 1949 /50 mehrfach darum, die Verdrängung 
1945 re krutierter Verfolgter und Außenseiter durch reinkorporierte NS-
Bedienstete zu verhindern.

Tatsächlich wurde der Staatsdienst – so die vierte These – vom Ende 
der vierziger bis Anfang der sechziger Jahre nicht in erster Linie von 
Kommunisten und Neonazis gesäubert, von denen es insbesondere auf 
Spitzenpositionen so gut wie keine gab. Die mit Abstand größten und 
politisch folgenreichsten Personalverschiebungen betrafen vielmehr jene 
»strategische Gruppe«13, die bereits von den Zeitgenossen als »45er«14 
identifiziert wurde. Anders als in dem Generationskonzept gleichen Na-
mens, das Dirk Moses für die Zeitgeschichtsschreibung eingeführt hat15, 
handelt es sich bei diesen 45ern zumeist um ehemalige NS-Verfolgte oder 
Angehörige des Widerstands, die in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
aufgrund ihrer politischen Verlässlichkeit in Spitzenpositionen gelangt 
waren. Nach 1949 wurden jedoch viele von ihnen entweder verdrängt – 
wie Heinemann, der erst sechzehn Jahre und zwei Parteiwechsel später 
wieder Bundesminister werden konnte – oder auf weniger verantwort-
liche Posten versetzt. Letzteres war bei Kurt Oppler der Fall, dem lang-
jährigen Personalchef der Bizone, der als Gesandter nach Island ging, 
obwohl Heinemann den jüdischen Sozialdemokraten gerne beim Bun-

12 BT-Berichte 1. WP, 16. 3. 1950, S. 1594, 1597.
13 Evers / Schiel, Strategische Gruppen.
14 Kogon, Wand, S. 641; Koellreutter, Staatslehre, S. 229 f.
15 Moses, 45er.
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desgerichtshof gesehen hätte. »Hüter über das Bundespersonal« wurde 
bekanntlich Hans Globke16, der eben noch Teil der Verfolgungsmaschi-
nerie gewesen war, vor der Oppler hatte fliehen müssen. Und während 
Leute aus dem engeren und weiteren KPD-Umfeld aus dem Schuldienst 
gedrängt wurden, konnte ein Belasteter wie Wolfgang Otto, der sein 
Staatsexamen als Schulungsleiter von SS-Reservisten im KZ Buchenwald 
abgelegt hatte und in Nürnberg zu 20 Jahren Haft verurteilt worden war, 
bereits 1952 als beamteter Lehrer junge Bundesbürger unterrichten17.

Die fünfte These lautet, dass Personalverschiebungen dieser Art gra-
vierende Folgen hatten für die Alltagspraxis der Institutionen, in de-
nen sie stattfanden, allen voran für die der streitbaren Demokratie: »Je 
umfassender und je weniger eindeutig bestimmbar die Regeln sind, die 
erlaubtes politisches Verhalten von unerlaubtem scheiden«, schrieb der 
1933 aus Deutschland vertriebene Politologe Otto Kirchheimer 1961 in 
seiner Studie über politische Justiz, »desto wichtiger ist die Antwort auf 
die Frage, wer berufen sei, diese Regeln zu hüten und anzuwenden.«18 
Tatsächlich war die militant democracy in den dreißiger und vierziger 
Jahren zwar von den ausgebürgerten Juden Karl Loewenstein und Karl 
Mannheim erdacht worden; konkret ausbuchstabiert wurde sie in den 
fünfziger und sechziger Jahren jedoch in der Regel von Belasteten und 
Mitläufern, die nur dank des Kalten Krieges an den Bundesgerichtshof, 
die Sonderstrafkammern und andere Staatsschutz-Institutionen gelangt 
waren. Insbesondere machte sich nun bemerkbar, dass das Personal 
der politischen Polizei, der hohen Gerichte, der Innenministerien, der 
Geheimdienste, der Staatsrechtslehre und anderer Institutionen in sei-
ner übergroßen Mehrheit über keine eigene Verfolgungserfahrung ver-
fügte19 – außer im Zuge der Entnazifizierung natürlich, die man mit 
Lutz Niethammer auch als »steckengebliebene Maßnahme einer libe-
ralen Besatzungsdiktatur«20 deuten kann. So war es für diese Personen-
gruppe schon aus biographischen Gründen kaum möglich, die gleichen 
sicherheitspolitischen Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen wie eine 
Person, die zu den Opfern oder Gegnern des Dritten Reiches gezählt 
hatte: In der eigenen Wiederverwendung – als Strafverfolger und Staats-
anwalt, Richter und Ministerialbeamter, Staatsrechtsprofessor und hoher 

16 Vgl. zuletzt Lommatzsch, Globke, S. 175.
17 Vgl. Jaschke, Demokratie, S. 173.
18 Kirchheimer, Justiz, S. 33.
19 In der rechts- und politikwissenschaftlichen Forschung wird dieser wichtige As-

pekt häufig übersehen; vgl. etwa Boventer, Grenzen, S. 82.
20 Niethammer, Mitläuferfabrik, S. 653.
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Offizier – eine potentielle Gefahr zu erkennen, wie dies die Opfer und 
Gegner in Bezug auf sie taten, war für Angehörige dieser Personengruppe 
geradezu ein Ding der Unmöglichkeit. Während einstige »Reichsfeinde« 
im In- und Ausland in den personellen Kontinuitäten im westdeutschen 
Staatsdienst zum Teil über Jahre hinweg ein Sicherheitsrisiko erblickten, 
nahmen sich die NS-Funktionseliten selbst nicht selten als das genaue 
Gegenteil dessen war: als unabdingbare Garanten bundesdeutscher Sta-
bilität und innerer Sicherheit. Vergleichsweise irrelevant für diese Selbst-
wahrnehmung war übrigens, ob jemand als »belastet« gelten konnte oder 
»nur mitgelaufen« war. Entscheidend war die mangelnde Erfahrung, im 
Dritten Reich von Beamten, Staatsanwälten, Richtern oder auch Solda-
ten diskriminiert worden zu sein.

Von großer Bedeutung war die Frage nach der konkreten Belastung 
in anderer Hinsicht. So spricht vieles dafür – und dies wäre die sechste 
These –, dass die politische Verfolgung von Kommunisten in der Bun-
desrepublik unter anderem deshalb so viel umfassender ausfiel als an-
derswo, weil bis in die siebziger Jahre hinein ein Großteil der politisch 
Verantwortlichen ein materielles Interesse an ihr hatte: daran nämlich, 
die einzige politische Gruppierung von Relevanz mundtot zu machen, 
die weiterhin in aller Öffentlichkeit aus der NS-Belastung eines Beamten 
oder Richters dessen mangelnde Eignung ableitete. In den Vereinigten 
Staaten hingegen, wo der Völkermord an den Juden und der Vernich-
tungskrieg fester Bestandteil der kommunistischen Agitation gegen die 
westdeutsche Wiederbewaffnung war, wurden Broschüren ähnlichen 
Inhalts lediglich aus ideologischen und strategischen Gründen eingezo-
gen – ein persönlich-materielles Interesse daran, Renazifizierungskriti-
kern den Mund zu verbieten, hatte jemand wie General Dwight D. Ei-
senhower, der bis 1946 mit der Roten Armee zusammengearbeitet hatte, 
nicht. Dennoch bedeutete es seit 1949 /50 auch in den USA »geradezu 
eine Störung des öffentlichen Lebens, wenn man über den Holocaust 
sprach«, denn innerhalb kürzester Zeit mussten die Sowjets zu Verbre-
chern und die Deutschen »von unversöhnlichen Feinden zu unersetz-
lichen Verbündeten«21 werden.

Eine siebte These lautet, dass die Folgen der hier skizzierten Weichen-
stellungen auch in der »Extremistenabwehr« der siebziger Jahre noch 
spürbar waren. Die Angehörigen der HJ-Generation, die seit den sech-
ziger Jahren in die sicherheitspolitisch relevanten Institutionen nach-
rückten, hatten zwar kein persönliches Interesse mehr an einer Verdrän-

21 Novick, Umgang, S. 117 f.
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gung des antifaschistischen Narrativs aus dem öffentlichen Leben – es 
sei denn, aus einer bewussten oder unbewussten Solidarität mit ihren 
Eltern und Lehrern heraus. Jedoch machte sich auch bei der von ihnen 
formulierten Politik der »inneren Sicherheit« die fehlende Verfolgungs-
erfahrung sowie der Umstand bemerkbar, dass sie in einem Kontext 
ausgebildet und politisch sozialisiert worden waren, in dem antikommu-
nistische Intransigenz und demokratische Gesinnung als zwei Seiten ein 
und derselben Medaille propagiert wurden. Dagegen galt Nachsicht den 
Kommunisten gegenüber nicht nur – wie in anderen Ländern des West-
blocks – als riskant und politisch verdächtig, sondern auch als undemo-
kratisch und unrechtsstaatlich. Besonders sichtbar wurde diese Prägung 
in dem Moment, als sich mit den 68ern eine ganze Generationskohorte 
anschickte, den historischen Kompromiss der fünfziger Jahre nach bei-
den Seiten hin aufzuweichen: mit dem langen Marsch durch die Insti-
tutionen und der Propagierung restaurationskritischer Positionen, die 
in dieser Lautstärke und Deutlichkeit seit dem KPD-Verbot 1956 nur 
noch in der DDR oder im Ausland formuliert worden waren. Folgerich-
tig sorgte eine große Koalition der inneren Sicherheit – die nicht nur 
parteiübergreifend war, sondern auch das Gros der HJ-Generation mit 
der Generation der Täter und Mitläufer verband – mit dem Radikalen-
beschluss von 1972 für eine Neuauflage des Adenauererlasses. Wenn die 
Regierungschefs des Bundes und der Länder bekräftigten, dass Bewerber 
bei Zweifeln an der Verfassungstreue grundsätzlich abzulehnen seien, 
war dies also nicht nur als Reaktion auf Dutschkes berühmte Marsch-
Ankündigung22 zu verstehen. Bewusst oder unbewusst wurde damit auch 
zu verstehen gegeben, dass rund die Hälfte des Spitzenpersonals in Ex-
ekutive und Judikative über jeden Zweifel erhaben gewesen war, als sie 
trotz ihrer einstigen Mitgliedschaft in der NSDAP oder einer ihrer Vor-
feldorganisationen eingestellt wurde.

Die vorliegende Studie fußt auf der Überzeugung, dass es zu kurz 
greift, den Radikalenbeschluss und seine Folgen aus den »68er Jahren«23 
heraus zu erklären, wie dies in Forschung und Feuilleton oft geschieht24. 
Sicherlich gab es ein »rotes Jahrzehnt« in anderen Ländern des West-
blocks auch, und ebenso zutreffend ist, dass die Bundesrepublik nicht 

22 Vgl. Dutschke, Vorwort, S. 19-22; zur Datierung vgl. Kraushaar, Dutschke, S. 27 ff.
23 Vgl. Zancarini-Fournel, Mai 1968, S. 101-105.
24 Vgl. z. B. Baring, Machtwechsel, S. 389-395; Bracher, Zeitgeist, S. 83-86; Conze, 

Suche, S. 482 f.; Jäger, Innenpolitik, S. 83-86; Kielmansegg, Katastrophe, S. 331-
337; Rödder, Bundesrepublik, S. 58; Winkler, Weg, S. 301 f.; Rupp, Geschichte, 
S. 209-213.
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der einzige Staat war, der auf die Protestbewegungen nach 1968 mit ver-
stärkter Repression reagierte25. Sogar Konflikte um den Schutz des Staats-
apparates vor Subversion gab es auch anderswo26, doch betrafen sie einen 
viel kleineren Personenkreis und wurden nirgends so erbittert ausgefoch-
ten wie in der Bundesrepublik27. Ebenfalls zu kurz greift die Annahme, 
die Berufsverbote der siebziger Jahre seien eine logische Konsequenz der 
Systemkonkurrenz gewesen, mithin also ein Unterkapitel einer »asym-
metrisch verflochtenen Abgrenzungsgeschichte« der beiden deutschen 
Staaten28. Diese Deutungen sind nicht falsch. Sie übersehen nur, dass 
der Beschluss, obwohl er eine Generation nach Kriegsende gefasst wurde, 
aller Gegenwartsbezüge zum Trotz nur als integraler Bestandteil der 
»Nachgeschichte des Dritten Reiches« verstanden werden kann29. Dies 
gilt auf eine sehr viel direktere, aber auch komplexere Art und Weise, als 
es der abstrakte Hinweis auf die »Lehren aus Weimar« und die von links 
kommende Kritik am »deutschen Sonderweg« vermuten lassen. Nur un-
ter Einbeziehung dieser vergangenheitspolitischen Dimension lässt sich 
die Geschichte der Berufsverbote in Westdeutschland als die einer »Wes-
ternisierung« erzählen, die nach 1945 verhindert wurde und nach 1968 in 
ähnlich engen Grenzen verlief, wie der historische Lernprozess, auf den 
die zaghafte Liberalisierung der Praxis seit 1979 folgte30.

Den Kern der vorliegenden Studie bildet die Beantwortung der Frage 
nach den jeweils gültigen – oder auch nur geforderten – politischen 
Zugangsbeschränkungen zum westdeutschen Staatsdienst. Damit sind 
zunächst einmal Berufsverbote gemeint, wie sie im Rahmen der Ent-
nazifizierung und später dann auf jener dienst- und verfassungsrecht-
lichen Grundlage ausgesprochen wurden, an die der Adenauererlass und 
der Radikalenbeschluss erinnerte31. Natürlich handelt es sich bei diesen 
Ausschlüssen und Ablehnungen nicht um Berufsverbote im strafrecht-
lichen Sinne, wie sie etwa nach Missbräuchen der Gewerbefreiheit ver-

25 Vgl. Koenen, Jahrzehnt; Suri, Power, hier: S. 213.
26 Vgl. z. B. Rajsfus, Répression, S. 174, 178, 182.
27 Vgl. Böckenförde u. a., Extremisten; Doehring u. a., Verfassungstreue.
28 Vgl. Kleßmann, Verflechtung.
29 Vgl. Nolte, Einführung; Frei, 1945.
30 Vgl. Doering-Manteuffel, Westernisierung; Herbert, Liberalisierung.
31 Die Berufsverbote der Entnazifizierungsperiode konnten anhand der umfang-

reichen Sekundärliteratur zum Thema rekapituliert werden. Adenauererlass und 
Radikalenbeschluss wurden auf der Grundlage von Archiv- und Presserecher-
chen rekonstruiert. Herangezogen wurden aber auch politologische, rechts- und 
sozialwissenschaftliche Studien.
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hängt werden können. Und doch wäre die strikte Ablehnung des Begriffs 
irreführend. Denn die Fälle, die sich wenigstens eine Zeit lang wie ein 
Berufsverbot auswirkten, stellten ohne jeden Zweifel den Regelfall dar, 
nicht die Ausnahme. Am greifbarsten ist dies sicherlich in Bereichen wie 
dem Bildungssektor, wo öffentlich-rechtliche Arbeitgeber eine Quasi-
Monopolstellung innehaben. Vor allem aber nahmen die Betroffenen 
selbst die Maßnahmen als Berufsverbote wahr – ehemalige Bedienstete 
des Dritten Reiches nach 1945 und Kommunisten in den siebziger Jah-
ren. Der feine Unterschied bestand freilich darin, dass die NS-Belasteten 
in ihrer Sicht von der Staatsrechtslehre unterstützt wurden, während das 
Bundesverfassungsgericht dreißig Jahre später das »Reizwort vom ›Be-
rufsverbot‹ für Radikale« für »völlig fehl am Platz«32 erachtete.

Aufs engste mit der Analyse der Ausschlusspraxis verknüpft ist die Dar-
stellung der ihr explizit oder implizit zugrunde liegenden verfassungs- 
und dienstrechtlichen Konzepte beziehungsweise sicherheits- und ver-
gangenheitspolitischen Vorstellungen. Konkret werden dabei zunächst 
die Säuberungs- und Reformpläne der unmittelbaren Nachkriegszeit in 
den Blick genommen, auf deutscher wie auf alliierter Seite. Anschließend 
wird untersucht, wie sich die Parameter des Potsdamer Abkommens, das 
noch ausschließlich in den NS-Funktionseliten eine Gefahr erblickte, 
langsam verschoben und in eine Vorstellung von Staatsschutz einmün-
deten, wie sie für den Adenauererlass charakteristisch ist: Als Feinde der 
Demokratie im dienstrechtlichen Sinne gelten seit 1950 /51 ausschließlich 
Kommunisten und Neonazis. Altnazis und anderweitig Belastete, die 
ihre Gesinnung ablegten oder nicht mehr offen artikulierten, bekamen 
eine zweite Chance. Sobald sie wieder auf verantwortlichen Posten saßen, 
gaben sie sich diese Chance häufig auch gegenseitig. Diese Neuausrich-
tung des Staatsschutzes im Kontext des Kalten Krieges blieb zwar auch in 
den folgenden Jahrzehnten dominant und prägte wesentlich die innere 
Sicherheit der siebziger Jahre. Gleichwohl gab es von Beginn an Versu-
che, eine solch einseitige Ausrichtung des Staatsschutzes wenn nicht zu 
verhindern, so doch weniger drastisch ausfallen zu lassen. Diesen Initia-
tiven und ihren Akteuren gilt ein besonderes Augenmerk.

Der Studie liegen keine materiellen Definitionen von Begriffen wie 
»Subversion« und »Extremismus«, »streitbare Demokratie«, »innerer Frie-
den« und »innere Sicherheit« zugrunde33. Die Auswahl des jeweiligen Un-
tersuchungsgegenstandes ergibt sich vielmehr aus der auf der Grundlage 

32 BVerfGE 39, 334 (22. 5. 1975), S. 370; vgl. auch Kramer, Doppelmoral, S. 6.
33 Vgl. etwa Saupe, Ruhe; Conze, Kultur; Schoreit, Sicherheit; Thiel, Demokratie.
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von öffentlichen und unveröffentlichten Quellen erschlossenen Behör-
den- und richterlichen Spruchpraxis34. Von Interesse sind alle Parteiungen 
und Personengruppen, die zwischen 1945 und 1990 aus politischen Grün-
den aus dem westdeutschen Staatsdienst ausgeschlossen wurden oder 
ausgeschlossen werden sollten, um damit dem Schutz des Gemeinwesens 
Genüge zu tun. Was dabei im Einzelnen geschützt werden sollte, konnte 
durchaus variieren. Intervenierten die Briten im Zuge der Achenbach-
Naumann-Affäre 1953, weil eine neo- nationalsozialistische Unterwan-
derung zur »Wiederergreifung der Macht in Westdeutschland« aus ihrer 
Sicht die Sicherheit ihrer Besatzungstruppen gefährdete35, so fürchtete die 
Außerparlamentarische Opposition (APO) einige Jahre später, dass die 
Verabschiedung einer Notstandsverfassung zu einem Militärputsch nach 
griechischem Vorbild führen oder auf eine andere Art und Weise in eine 
Diktatur münden würde. In beiden Fällen könnte man gemäß Artikel 21 
Absatz 2 des Grundgesetzes auch von einer zumindest potentiellen Gefahr 
für den »Bestand der Bundesrepublik Deutschland« sprechen.

Etwas schwerer zu fassen als dieser »Staatsschutz« im engeren Sinne ist 
der Begriff des »Verfassungsschutzes«. Dessen Schutzgut sind nicht nur 
die staatlichen Institutionen, sondern zum Beispiel auch die Menschen-
würde gemäß Artikel 1 des Grundgesetzes, mithin also die gesamte »frei-
heitliche demokratische Grundordnung«36. Der Schutz dieser Grund-
ordnung zielt also auch auf den Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor 
dem Staat – und auf »verfassungsfeindliche« Aktivitäten weit unterhalb 
des Notstandslevels, in der politischen Normallage sozusagen. Speziell im 
Staatsdienst wäre an die Indoktrination von Schülern und Studenten zu 
denken oder an das bewusste Schleifenlassen von Prozessen durch Rich-
ter, die mit den Angeklagten sympathisieren. Auch die Manipulation 
von Gesetzen durch hohe Beamte, wie sie 1968 zu einer »Amnestie durch 
die Hintertür« für Exbeamte des Reichssicherheitshauptamts (RSHA) 

34 Von zentraler Bedeutung waren hierbei Bestände im Bundesarchiv Berlin und 
vor allem Koblenz (BA), wo unter anderem die Akten der Innenministerkon-
ferenzen, des Bundeskanzleramts und der Dienstrechtsabteilung des Bundesin-
nenministeriums eingesehen wurden. Vor allem mit Blick auf die siebziger Jahre 
wurden ergänzend dazu das Archiv der sozialen Demokratie (AdsD), das Archiv 
christlich-demokratischer Politik (AcdP), die Staatsarchive von Hamburg (StH) 
und Bremen (StH) sowie das Berufsverbote-Archiv (BVA) des Hamburger Ins-
tituts für Sozialforschung konsultiert.

35 Vgl. Frei, Vergangenheitspolitik, S. 361-396, Zitat: S. 361.
36 Vgl. Gusy, Grundordnung; Becker, Demokratie; Stolleis, Geschichte, Bd. 4, 

S. 309-317.
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führte, fällt in diese Kategorie. Die jeweiligen Motive und konkreten 
Praktiken der auf diese Weise Handelnden werden im Rahmen dieser 
Arbeit freilich nur punktuell rekonstruiert; beides unter sicherheits-
politischen Gesichtspunkten zu erforschen bleibt ein wichtiges Deside-
rat. Im Zentrum steht vielmehr die Beantwortung der Frage, ob und, 
wenn ja, warum man einer Person oder einer Gruppe die politische Eig-
nung für ihr Amt absprach oder nicht.

Die heute übliche Unterscheidung zwischen Verfassungsfeinden 
einer seits und NS-Belasteten andererseits wird also nicht übernommen, 
sondern selbst historisiert: Wer wird von wem und aus welchen Gründen 
als unsicherer Kantonist, Feind der Demokratie, Sicherheitsrisiko, poli-
tische Hypothek oder Schreibtischtäter erkannt? Welche Form der man-
gelnden politischen oder fachlichen Eignung ist damit jeweils gemeint? 
Für wie gravierend wird sie erachtet? Wie und aus welchen Gründen 
ändert sich diese Wahrnehmung im Laufe der Zeit? Besteht ein Zu-
sammenhang zwischen diesem Wahrnehmungswandel und dem Wan-
del von Konzepten und Begrifflichkeiten? Warum fanden manche per-
sonalpolitischen Schutzkonzepte einen dienstrechtlichen Niederschlag 
und andere nicht? Vor allem mit Blick auf die Entnazifizierung und die 
»Vergangenheitspolitik«37 der frühen fünfziger Jahre stellt sich ferner die 
Frage nach der Rolle von positiven Diskriminierungen, namentlich zu-
gunsten von NS-Verfolgten und Angehörigen des Widerstands, die in 
der unmittelbaren Nachkriegszeit rekrutiert worden waren. Welche Kon-
flikte traten auf, als diese von Alliierten wie Aufbaupolitikern gleicher-
maßen betriebene Personalpolitik durch eine Bevorzugung von Belaste-
ten ersetzt wurde, die der amerikanische Politologe Peter J. Katzenstein 
zu Recht als affirmative action zugunsten der Bevölkerungsmehrheit38 
bezeichnet hat? Nur am Rande behandelt wird dagegen die Spionageab-
wehr, da diese über Sicherheitsrichtlinien bestimmt wird, die es nicht nur 
in der Bundesrepublik, sondern überall auf der Welt gibt.

Der Beantwortung der Frage, wer denn nun als »echter Verfassungs-
feind« oder »wirklich belastet« anzusehen ist und wer nicht39, wird in 
dieser Studie lediglich insofern eine gewisse Relevanz beigemessen, als 
beide Kategorien in der öffentlichen Debatte eine wichtige Rolle spielen. 
Ein besonderes Augenmerk gilt den Karriereverläufen und der beruf-
lichen Tätigkeit, sei es im Dritten Reich, in der Zeit der Internierung und 

37 Frei, Vergangenheitspolitik.
38 Vgl. Katzenstein, Policy, S. 257.
39 Wie unergiebig Fragestellungen dieser Art sein können, illustrierten zuletzt die 

Biographien von Lommatzsch, Globke, und Treffke, Heinemann.
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Entnazifizierung oder in der Bundesrepublik. Als mögliche Hinweise 
auf »Eignungsmängel« in dem oben beschriebenen Sinne werden dabei 
stets dieselben Dinge erachtet: Mitgliedschaften, Meinungsäußerungen, 
 politische Aktivitäten und Unterlassungen, Probleme und Erfahrungen. 
Grundlegend ist dabei die sich aus den Quellen ergebende Beobachtung, 
dass Personen, die tief in den NS-Unrechtsstaat verstrickt waren – egal 
ob die Verstrickung strafrechtlich relevant war oder nicht –, nach dem 
Krieg in der Regel grundlegend anders über die Eignung von NS-Belas-
teten und den Umgang mit »Extremisten« dachten als Personen, deren 
Karriereverlauf 1933 unterbrochen worden war oder einen Knick bekom-
men hatte. Etwas pointierter: Wer von deutschen Beamten verfolgt oder 
ausgebürgert worden war, stand nicht nur der Rückkehr dieser Beamten 
skeptischer gegenüber als andere, sondern reagierte auch sensibler, wenn 
sich die Bundesrepublik anschickte, politische Gegner mehr als nur po-
litisch zu bekämpfen – erst recht, wenn maßgebliche Akteure in den Mi-
nisterien, Behörden, Gerichten und auf den Lehrstühlen für Staats- und 
Dienstrecht dieselben waren wie bis 1945.

Aus diesem Grund lässt sich die Geschichte des Staatsschutzes in West-
deutschland als die Geschichte eines bis in die siebziger Jahre hineinrei-
chenden Antagonismus zwischen zwei Personengruppen schreiben – und 
als eine Geschichte der sicherheitspolitischen Sensibi litäten, für die sie 
stehen: auf der einen Seite die übergroße Mehrheit, die im Dritten Reich 
mit mehr oder weniger großem Nachdruck mitgelaufen war – ganz gleich 
ob nun aus innerer Überzeugung, Opportunismus oder einem gedan-
kenlosen Pflichtbewusstsein heraus; auf der anderen Seite jene Minder-
heit, die sich – wie es der 1933 eingesperrte und später mit Berufsverbot 
belegte Journalist Axel Eggebrecht formulierte – »auf irgendeine Art als 
Gegner Hitlers erwiesen« hatte: sei es in der Emigration, im Widerstand, 
im Gestapo-Gefängnis oder im KZ oder auch nur weil sie aus  politischen 
Gründen angeeckt waren, nicht zuletzt am Arbeitsplatz. »Dieses gemein-
same Erlebnis schuf ein Gefühl der Zusammengehörigkeit«, das nicht 
nur partei- und länderübergreifend, sondern auch bei Kommunisten 
und Alliierten in Ost und West ebenfalls anzutreffen war. Durch »im-
mer neue bittere Erfahrungen« blieb es auch so lange »lebendig«, bis die 
letzten Angehörigen dieser Gruppe aus dem Leben schieden40.

40 Eggebrecht, Männer, S. 7; vgl. auch Améry, Wind. In der DDR verfügte die 
»Generation der misstrauischen Patriarchen« über ähnliche Erfahrungen; vgl. 
Gibas, Ultras, S. 98.
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Die erste der Enttäuschungen, die zugleich die Voraussetzung für alle 
weiteren war, bestand in der sukzessiven Verdrängung der Minderheit 
aus den Spitzenpositionen, in die sie 1945 gelangt war, durch Angehörige 
der Mehrheit. Wie bereits angedeutet, wurden im Kalten Krieg nicht nur 
kommunistische Parteigänger von verantwortlichen Posten in Staat, Ge-
sellschaft und Justiz verdrängt, sondern auch viele andere, die rekrutiert 
worden waren, weil sie, wie es im Potsdamer Abkommen vom August 
1945 hieß, »by their political and moral qualities, are deemed capable of 
assisting in developing genuine democratic institutions in Germany«41.

Der Staatsrechtler Otto Koellreutter, der nach Kriegsende selbst mit 
Berufsverbot belegt worden war, sprach 1955 abschätzig von einem 
»kommunistisch-klerikalen-demokratisch-liberalen Block«, der sich in 
einer »Koalition der 1945er«42 zusammengefunden habe. Als diese Anti-
Hitler-Koalition nun aber seit 1947 auseinanderbrach, wurden westdeut-
sche 45er, die sich dem Wandel der politischen Prärogative auf die eine 
oder andere Art widersetzten, zu einem Problem. Im Gegensatz zu den 
Kommunisten, die ebenfalls zu den 45ern zu rechnen sind, wurden sie 
in der Regel jedoch nicht mit dem Argument der Verfassungsfeindlich-
keit entlassen, sondern wegen mangelnder Eignung in subalterne Berei-
che abgeschoben. Nach Gründung der Bundesrepublik verschärfte sich 
dieser Prozess noch, weil die entnazifizierten Belasteten im Gegensatz zu 
den Außenseitern über eine gesetzliche Garantie zur Unterbringung ver-
fügten sowie über einen Beamtenstatus, der es ihnen erlaubte, auf »her-
gebrachte Rechte« zu pochen, die Ersteren abgingen43.

Der Publizist Eugen Kogon hat mit Blick auf Personalverschiebun-
gen dieser Art von einer Niederlage der »45er« gegen die »131er« gespro-
chen. Im Sommer 1954, wenige Tage nachdem die westdeutsche Elf in 
Bern die Fußball-Weltmeisterschaft gewonnen hatte, veröffentlichte der 
Buchenwald-Überlebende in den Frankfurter Heften einen Artikel über 
die nackte Angst, die ihm die personalpolitische Entwicklung der letzten 
Jahre bereitete. Darin machte er sich die Ansicht des soeben in Ungnade 
gefallenen ersten Präsidenten des Bundesamts für Verfassungsschutz 
Otto John zu eigen, wonach im Nachfolgestaat des Dritten Reiches 
nichts mehr »im Geiste« der Männer und Frauen des 20. Juli 1944 ge-
schehe und dies wohl auch in Zukunft so bleiben werde. Wie John, der 
selbst zu den Verschwörern des 20. Juli gezählt hatte und unmittelbar 

41 FRUS, 1945, II, S. 1482.
42 Koellreutter, Staatslehre, S. 229 f.
43 Vgl. Frei, Vergangenheitspolitik, S. 69-100.
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nach einer Gedenkfeier im Bendlerblock nach Ostberlin gegangen war, 
um von dort aus vor der Renazifizierung seiner eigenen Behörde zu war-
nen, bereiteten auch Kogon personelle Entwicklungen die größte Sorge: 
Das Vermächtnis des Widerstandes könne auch deshalb so dreist mit Fü-
ßen getreten werden, da »[a]llzu viele 131er« über »allzu viele 45er bereits 
gründlich gesiegt«44 hätten.

Wenn Kogon und Koellreutter von 45ern sprachen, meinten sie damit 
also nicht die Generation der um 1925 Geborenen, die Dirk Moses und 
Heinz Bude im Blick haben45. Stattdessen dachten sie an jene, die 1945 
für den Wiederaufbau rekrutiert worden waren – sei es als Nazigegner 
oder NS-Verfolgte, sei es, weil sie aus anderen Gründen glaubhaft den 
Eindruck vermittelten, dass sie an der Demokratisierung mitwirken wür-
den. In der Regel handelte es sich bei diesen 45ern um Leute aus jenem 
Generationszusammenhang, aus dem sich auch die Masse der NS-Funk-
tionseliten rekrutiert hatte, also aus den Jahrgängen um 1900 und jün-
ger46: Gustav Heinemann (1899-1976) und Kurt Oppler (1902-1981), aber 
auch geläuterte Mitläufer wie Wolf Graf Baudissin (1907-1993). Seltener 
anzutreffen sind ältere Weimarer Demokraten wie Konrad Adenauer 
(1876-1967) und Kurt Schumacher (1895-1952). Noch seltener sind jene, 
die in den zwanziger und dreißiger Jahren geboren wurden, jedoch zu-
meist nicht den Weg in die HJ fanden; zu nennen wäre hier der 1921 ge-
borene Publizist Bernt Engelmann, der seit 1942 wegen der Hilfeleistung 
für politische Verfolgte und Zwangsarbeiter in Dachau und Flossenbürg 
interniert war47. Der 1936 als Sohn eines in Auschwitz ermordeten jü-
dischen Kommunisten geborene Liedermacher Wolf Biermann, der sich 
als Teenager in Hamburg der Freien Deutschen Jugend (FDJ) anschloss, 
ist ein weiteres Beispiel48. Der 1924 geborene Josef Angenfort, der 1951 
für die KPD im Düsseldorfer Landtag saß, war als Kriegsgefangener in 
der Sowjetunion politisiert worden49. Während sich unter den älteren 
45ern eine ganze Reihe von Konservativen ausmachen lassen, finden sich 
konservative 45er jüngeren Jahrgangs anscheinend allenfalls im Kreis von 
Holocaust-Überlebenden. Zu nennen wäre hier Teofila Reich-Ranicki 
(geb. 1920), die »trotz aller Erfolge ihres Mannes niemals das Gefühl ver-

44 Kogon, Wand, S. 641.
45 Vgl. Moses, 45er; Bude, Karrieren.
46 Vgl. Wildt, Generation, S. 23-27.
47 Vgl. Eggebrecht, Männer, S. 283.
48 Vgl. Müller-Enbergs u. a., DDR, S. 79 f.
49 Vgl. Vogler, Angenfort.
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lor, in Gefahr zu sein«50, weil der Kommissar des Ghettos, das sie über-
lebt hatten, unbehelligt in Köln als Rechtsanwalt arbeitete.

Natürlich gab es keinen Automatismus, doch ist häufig zu beobach-
ten, dass die Angehörigen der 45er-Gruppe etwa seit 1950 politisch ent-
weder ganz in den Hintergrund gedrängt wurden oder zumindest unter 
einen enormen Konformitätsdruck gerieten, da in der neuen Demokra-
tie fast alle Parteien um die Stimmen der Ehemaligen und ihrer Fami-
lien wetteiferten51. Wenn Kogon also die Metapher vom »Sieg der 131er« 
gebrauchte, hatte er nicht nur die klar definierbare Gruppe der Begüns-
tigten des 131er-Gesetzes von 1951 im Blick, das die personelle Restaura-
tion und die Verdrängung der 45er auf die Spitze trieb. Er meinte alle 
Belasteten und Mitläufer, die es im Zuge der von Adenauer forcierten 
Personalpolitik in Staat und Gesellschaft auf verantwortliche Positionen 
geschafft hatten, obwohl ihnen oft – davon war das CDU-Gründungs-
mitglied überzeugt – die Eignung für ihr Amt fehlte. Die Angehörigen 
dieser Gruppe werden im Folgenden als 49er bezeichnet, weil sie ihr 
 politisches Gewicht im Wesentlichen dem Beginn des Kalten Krieges 
und der deutschen Zweistaatlichkeit verdankten.

Bei der Evaluation des von den 49ern ausgehenden Risikos war für 
Kogon nicht so sehr die individuelle Belastung das Entscheidende – 
und wenn doch, wie im Fall Globke, ging es dabei weniger um dessen 
Schuld als um die von seinem Verbleib im Amt ausgehende personal-
politische Botschaft. Als verheerend nahm Kogon vielmehr die Masse 
an Leuten wahr, denen es schon aufgrund ihres Lebensweges an Sensibi-
lität für all jene Themen fehlen musste, die den 45ern am Herzen lagen: 
im Bereich der inneren und äußeren Sicherheit, aber zum Beispiel auch 
in Fragen der Wirtschafts- und Bildungspolitik. Kogon bekam es 1954 
auch deshalb mit der Angst zu tun, weil sich Unbelastete und einstige 
Nazigegner – wie der von Kogon nicht namentlich genannte Adenauer – 
unter dem Eindruck der personellen Restauration zu »einfallslose[n], 
rechthaberische[n] Routiniers der Demokratie«52 entwickelt hätten. Als 
solche gäben sie den »Fachleuten«, denen man 1945 noch misstraut hatte, 
mehr und mehr den Vorzug. Aber auch die »Angehörigen der Fachleute« 
in der HJ-Generation konnten aufgrund ihrer Erziehung und Ausbil-
dung mit den Hoffnungen und Ängsten eines 45ers wenig anfangen. 
Dass sich 49er »auf den hohen, reihenweise auf den mittleren Sesseln der 

50 Frank Schirrmacher, Hier irgendwo, hier stehen wir, FAZ, 30. 4. 2011.
51 Aretin, Studie, S. 761, spricht vom »Rennen um die Stimmen der Mitläufer«.
52 Kogon, Wand, S. 641 f., die folgenden Zitate: S. 643, 645.
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Verwaltung, der Justiz und der Verbände niederließen«, war für Kogon 
denn auch weniger ein moralisches als ein Sicherheitsproblem: »Morgen 
werden sie auch die Generäle stellen«, prophezeite er, »den Offiziersnach-
wuchs aus ihren Familien, man wird einander zuprosten, die Abgeord-
neten, die Richter, die Anwälte, die Militärs, die Generaldirektoren, und 
alles müsste doch eigentlich gut sein. Schlecht und Mann für Mann zu 
entfernen sind nur, die sich das anders vorgestellt haben und die nicht 
aufhören, es anders haben zu wollen«. Damit waren die 45er gemeint, 
die bei Bewerbungen mittlerweile auf die 49er angewiesen seien und 
nicht mehr umgekehrt. Kogon traute den »ach so zuverlässigen Händen« 
nicht, denen Adenauer auch und gerade jene »Hebel« anvertraute, deren 
Bedienung ein hohes Maß an demokratischer Sensibilität erforderte. Es 
könne »richtig« oder »ganz und gar unheilvoll ausgehen. Beinahe stehen 
wir schon mit dem Rücken an der Wand des Widerstandsbunkers. Nur 
sind die meisten so sehr in unserer bundesrepublikanischen Betriebsam-
keit befangen, dass sie es gar nicht merken.«

Je länger die Bundesrepublik Bestand hatte und je deutlicher wurde, 
dass sie sich zu einer stabilen Demokratie westlichen Zuschnitts ent-
wickeln würde, desto wirkungsschwächer wurden die hier skizzierten 
45er/49er-Konstellationen. Viele Akteure schieden aus dem öffentlichen 
Leben aus, neue politische Debatten überlagerten die alten. Inwieweit 
dies den Zeitgenossen bewusst sein konnte, von denen 1975 mehr als ein 
Drittel nach 1945 geboren und ein weiteres Drittel bei der Kapitulation 
noch nicht mündig war53, steht auf einem anderen Blatt. Der Publizist 
Robert Jungk, der 1933 als Sozialist und Jude ins Ausland geflüchtet war, 
veröffentlichte 1977 mit dem »Atom-Staat« einen Bestseller, von dem 
nur die wenigsten realisiert haben dürften, dass er Kogon gewidmet war 
und wohl auch in der Tradition von dessen »SS-Staat« stehen sollte. In 
dem Buch wimmelt es nur so von Argumentationen, wie sie Kogon in 
den fünfziger Jahren verwandte, um vor den Restrisiken der personellen 
Restauration zu warnen54. Von 49ern wimmelt es in Jungks Atomkraft-
werken auch.

Verwiesen sei in diesem Zusammenhang auch auf den 1979 erschiene-
nen Sammelband »Die zornigen alten Männer«, in dem unter anderem 
Wolfgang Abendroth, Heinrich Albertz, Jean Améry und Kogon einer 
mäßig interessierten Öffentlichkeit ihre »Gedanken über Deutschland 

53 Vgl. Grosser, Identität, S. 203.
54 Vgl. Jungk, Atom-Staat, S. 124-131; Kogon, SS-Staat. Gegen den »Atomtod« hat-

ten sich die beiden schon Ende der fünfziger Jahre gemeinsam engagiert; vgl. 
FAZ, 24. 3. 1958.
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seit 1945« präsentierten – aus der Perspektive von elf 45ern im Großel-
ternalter, von denen zehn über eine Verfolgungserfahrung im Dritten 
Reich verfügten55. Viel mehr als ein solches Aufblitzen war zu diesem 
Zeitpunkt wohl nicht mehr möglich, weil die Verdrängungsprozesse der 
Adenauer-Ära erfolgreich tabuisiert worden und deshalb aus dem öffent-
lichen Bewusstsein fast verschwunden waren. Sehr angeregt wurde statt-
dessen über die »Stichworte zur ›Geistigen Situation der Zeit‹« debattiert, 
in denen Jürgen Habermas, der sich noch bei Abendroth habilitiert hatte, 
vor allem Angehörige der HJ-Generation zu Wort kommen ließ56. Umso 
angebrachter erscheint es, »Generationskonstellationen«57 dieser Art zu 
thematisieren, sobald sie auftreten, wenn dies auch nicht immer mit der 
eigentlich gebotenen Ausführlichkeit geschehen kann.

Dass auch die westdeutsche Zeitgeschichtsschreibung in aller Regel 
die 49er-Perspektive eingenommen hat, ist angesichts der bis heute an-
haltenden Wirkungsmächtigkeit der im Kalten Krieg gemachten Wei-
chenstellungen wenig verwunderlich58. Die Geschichte der Bundesre-
publik zugleich durch die Brille von 45ern zu betrachten hat allerdings 
einen analytischen Vorzug: Es schafft eine gewisse Distanz gegenüber 
teleologischen Vorannahmen zur westdeutschen Zeitgeschichte, von der 
man im Rückblick leicht vergisst, dass man erst nach dem Ausbleiben 
eines dritten Weltkriegs wirklich wissen konnte, dass sie eine Erfolgsge-
schichte war59. Die Furcht der 45er vor der »Renazifizierung« des Staats-
apparates kann den historischen Subjekten ihre Zukunft wiedergeben, 
ihre Geschichte also in ihrer Kontingenz beschreiben helfen. Für die 
Geschichte des Staatsschutzes gilt dies in besonderem Maße, zählt doch 
zu den Strukturmerkmalen individueller wie kollektiver Sicherheit ein 
»wesentliche[r] Bezug zur Zeitlichkeit, genauer zur Zukunft«: Sicherheit 
bedeutet »Schutz gegen reale wie potentielle Gegenmacht«60. Konkret 
hilft die 45er-Perspektive dabei, die sicherheitspolitische Situation im 
Kalten Krieg in ihrer ganzen Komplexität zu erfassen, namentlich in 
Bezug auf die mit dem »Tag X« verbundenen Potentialitäten. Anders als 
die Mehrheit der Gesellschaft verbanden die 45er mit einem Ausnahme-
zustand nämlich nicht in erster Linie die Furcht vor einem von der KPD 

55 Die Einzigen, die diesbezüglich aus der Reihe tanzten, waren Böll und Baudissin.
56 Habermas, Stichworte.
57 Frei, 1945, S. 41; zur internationalen Dimension vgl. Rigoll, Erfahrene Alte.
58 Vgl. zum Folgenden auch Kleßmann, Möwen, und Rigoll, Améry; beide in kri-

tischer Auseinandersetzung mit Schwarz, Ära, S. 447 f.
59 Vgl. auch Schildt, Feld, S. 25.
60 Angehrn, Sicherheit, S. 220.
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angezettelten Bürgerkrieg, sondern die vor einem Notstandsregime, in 
dem nicht mehr nur Kommunisten verfolgt werden würden, sondern 
auch sie selbst.

Aus diesem Grund greift es auch zu kurz, die Kritik an der personellen 
Restauration und ihren Auswirkungen auf die Praxis der Institutionen 
lediglich als »Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit«61 zu fas-
sen, wie dies in der zeithistorischen Forschung bis heute geschieht. Dass 
sich diese Kritik in erster Linie an längst Vergangenem entzündete, war 
ja gerade der Eindruck, den die demokratischen Aufbaupolitiker dem 
Ausland und dem eigenen Wahlvolk vermitteln wollten, wenn sie von 
der »jüngsten Vergangenheit« sprachen, unter die ein Strich zu ziehen 
sei. In Wirklichkeit wies die Bundespolitik der Adenauer-Ära mindestens 
ebenso sehr in eine ungewisse Zukunft, die – zumindest aus Sicht der 
45er und vieler Menschen im Ausland – alles andere als verheißungsvoll 
war. Für sie war der Umgang mit den NS-Funktionseliten im Staats-
apparat und Militär nicht in erster Linie eine moralische Frage nach der 
»richtigen Vergangenheitsbewältigung«, sondern ein Problem der inne-
ren und äußeren Sicherheit.

Man stelle sich vor, die Berliner Republik hätte 1995, fünf Jahre nach 
der Demontage der ostdeutschen Sicherheitsapparate, in einem Kreuz-
zug gegen den seit der Vereinigung grassierenden Rechtsextremismus 
damit begonnen, die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder, 
die Justiz und die Armee mit Stasi-Spitzeln, SED-Richtern und NVA-
Offizieren zu bestücken, während sich die Volksparteien einen Wettlauf 
um die Stimmen der Inoffiziellen Mitarbeiter und ihrer Familien liefer-
ten. Ganz entspannt von einem Problem »unbewältigter Vergangenheit« 
gesprochen hätten da doch nur jene, die von einer solchen Entwicklung 
nichts zu befürchten hatten. Allen anderen hätte sich die in Gang be-
findliche personelle Restauration als ein Sicherheitsproblem dargestellt, 
das möglicherweise den Bestand des Gemeinwesens gefährdete, ganz 
sicher aber verheerende Auswirkungen haben konnte auf die Art und 
Weise, wie die »freiheitliche demokratische Grundordnung« durch die 
Institutionen der inneren und äußeren Sicherheit ausbuchstabiert wer-
den würde. Besonders gefährdet wären wohl Leute wie Joachim Gauck 
und Marianne Birthler gewesen, hätten sie mittels Aktenbeweisen an die 
mangelnde Eignung der Reinkorporierten erinnert62.

61 So etwa der Oldenbourg-Grundriss von Morsey, Bundesrepublik, S. 186-189.
62 Zur politischen Sprengkraft »sensibler Daten« vgl. auch Rigoll, Macht.
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Der Aufbau der Arbeit ist chronologisch. Teil I widmet sich dem Wandel 
des Staatsschutzes in Westdeutschland von der Entnazifizierung und der 
Zeit des Wiederaufbaus bis zum September 1950. Zu diesem Zeitpunkt 
schien die Ankündigung der westalliierten Außenminister, nicht nur auf 
die Wiederbewaffnung, sondern auch auf den Wiederaufbau eines Ge-
heimdienstes und einer vor allem gegen Kommunisten gerichteten po-
litischen Justiz hinarbeiten zu wollen, die 1945 formulierten sicherheits-
politischen Prämissen ad absurdum zu führen. In Wirklichkeit freilich 
wurden diese Prämissen weniger auf den Kopf gestellt als lediglich für 
obsolet erklärt, indem man sie gemeinsam mit dem Nationalsozialismus 
dem längst Vergangenen zurechnete. »Die Epoche war so abgeschlos-
sen, dass sie schon in den fünfziger Jahren unendlich weit zurückzulie-
gen schien. So weit, dass man sie als ›die Vergangenheit‹ und damit als 
den Inbegriff all dessen bezeichnen konnte, was für immer hinter der 
Gegenwart liegt.«63 Zu den Langzeitfolgen dieser doppelten, von den 
Regierungen des westlichen Bündnisses mehr oder weniger geduldeten 
Verdrängung gehört, dass es den Nachgeborenen sehr schwerfällt, »to 
appreciate the extent to which European politics in the post-war years 
were governed by the fear of a German revival and directed to making 
sure this never happened again«64.

Die Ausführungen in Teil I gehen demgegenüber von der Überzeu-
gung aus, dass die sich seit der Gründung des westlichen Teilstaates zuse-
hends radikalisierende Reinkorporation der NS-Funktionseliten und die 
zeitgleiche Verdrängung vieler 45er sowohl von den Alliierten als auch 
von vielen deutschen Aufbaupolitikern weniger als ein moralisches denn 
vielmehr als ein sicherheitspolitisches Problem erachtet wurden: »Die 
Gefahr liegt nicht bei den 5 % verrückter Rechtsradikaler«, sagte etwa der 
sozialdemokratische Politiker Adolf Arndt im Januar 1958, »sondern in 
der Unterwanderung der Demokratie [von Seiten] feindlicher Elemente 
bei den höchsten Stellen.«65 Allerdings nahm Arndt diese Einschätzung, 
die der »verfassungsfeindlichen« KPD-Propaganda gefährlich nahe kam, 
hinter verschlossenen Türen vor. Von westdeutschen Sicherheitspoliti-
kern offen ausgesprochen wurde sie nur in seltenen Ausnahmefällen wie 
in der nachgereichten Rücktrittserklärung des ersten Bundesinnenmi-
nisters Gustav Heinemann vom Oktober 1950 oder auf den beiden Pres-

63 Scheerer, Deutschland, S. 193.
64 Michael Howard zit. n. Judt, Postwar, S. 100.
65 BVN-Mitgliederversammlung, 15. 1. 1958, Archiv-BVN-Berlin; der Autor dankt 

Gerd Kühling, der ihm dieses Dokument zur Verfügung gestellt hat.
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sekonferenzen, die der erste Präsident des Bundesamts für Verfassungs-
schutz, Otto John, 1954 in Ostberlin gab.

Um antitotalitären Dissens dieser Art sichtbarer zu machen, als dies 
in zeithistorischen, rechts- und politikwissenschaftlichen Studien zur 
»inneren Sicherheit« beziehungsweise zur »Vergangenheitsbewältigung« 
häufig der Fall ist, werden zunächst Ergebnisse dieser beiden Forschungs-
richtungen gleichsam übereinandergelegt, die Historiker bisher getrennt 
voneinander untersuchten: auf der einen Seite das, was am US-ameri-
kanischen Beispiel zuletzt als Aufbau eines »Cold War security state«66 
beschrieben wurde, namentlich der Schutz eines Staatsapparates vor der 
Unterwanderung durch Kommunisten; auf der anderen Seite jene bei-
den Problemkomplexe, die Norbert Frei als »Phase der politischen Säu-
berung« nach der bedingungslosen Kapitulation der Wehrmacht und als 
»Phase der Vergangenheitspolitik«67 beschrieben hat, welche die fünf-
ziger Jahre prägte.

Erst die Verknüpfung beider Erzählstränge legt offen, dass die Alliier-
ten bei der Behandlung von politischen Eignungsfragen im öffentlichen 
Dienst lange Zeit nicht nur die »rote Gefahr« im Auge haben mussten, 
sondern auch das vom einstigen Kriegsgegner ausgehende Sicherheits-
risiko. Dessen Souveränitätsgewinne konnten von Frankreich nur des-
halb geduldet – und von deutschen Aufbaupolitikern wie Adenauer so 
eindringlich gewünscht – werden, weil die Amerikaner fest versprachen, 
dass ihre Truppen bis auf weiteres vor Ort bleiben würden68. Erst unter 
dem Eindruck des Koreakrieges rang sich Washington endgültig zu der 
Einsicht durch, dass die Stabilität Europas am ehesten gesichert werden 
würde, wenn man aller Welt vermittelte, dass man die Westdeutschen 
für ungefährlich hielt. Die sich daraufhin einstellende innenpolitische 
»Hyperstabilität« (Richard Löwenthal) zeigt, wie richtig dieses Kalkül 
war. Allerdings beruhte es nicht allein »auf den Leistungen der Vergan-
genheitspolitik«, wenn »das Prekäre dieser Deutungsverhältnisse bis weit 
in die sechziger Jahre hinein nicht wirklich zum Problem wurde«69, son-
dern auch auf der politischen Exklusion und strafrechtlichen Verfolgung 
jener Einzelpersonen und Gruppierungen, die an den Sicherheitsprämis-
sen des Potsdamer Abkommens ganz oder teilweise festhalten wollten.

Mit der Détente der sechziger Jahre, von der im II. Teil die Rede sein 
wird, änderte sich die sicherheitspolitische Grundkonstellation. Hatten 

66 McEnaney, Cold War, S. 426.
67 Frei, 1945, S. 41.
68 Vgl. zuletzt Leffler, Strategy, S. 81.
69 Frei, Vergangenheitspolitik, S. 406.


